
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stephan Protschka, Berengar Elsner 
von Gronow, Peter Felser, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/20491 –

EU-Agrarfördermittel und Auswirkungen auf die Agrarstruktur in Deutschland

1. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Preise für land-
wirtschaftliche Flächen (Pacht- und Kaufpreise) in den letzten vier Jahren 
entwickelt (bitte nach Jahr, Bundesland sowie Ost- und Westvergleich an-
geben)?

Die erbetenen Daten zur Entwicklung der Preise für landwirtschaftliche Flä-
chen können den nachfolgenden Übersichten 1 und 2 entnommen werden. Da-
ten zu den Pachtpreisen werden im Rahmen der Agrarstrukturerhebungen er-
mittelt. Die aktuellsten Daten stammen aus der Agrarstrukturerhebung 2016. 
Um die Entwicklung der Pachtpreise deutlich zu machen, wurden diesen die im 
Rahmen der Agrarstrukturerhebung 2013 ermittelten Pachtpreise gegenüberge-
stellt.

Übersicht 1: Kaufwerte landwirtschaftlicher Grundstücke nach Bundesländern

Bundesland
Kaufwert1) je Hektar FdlN2) (Euro) Änderung (Prozent) Deutschland

= 100

2015 2016 2017 2018 2018 zu 
2017

2018 zu 
2015 2018

Baden-
Württemberg 24 698 24 330 26 821 29 244 9,0 18,4 114,7

Bayern 48 835 51 945 60 864 64 909 6,6 32,9 254,7
Brandenburg 12 458 10 446 11 372 10 957 -3,6 -12,0 43,0
Hessen 14 326 14 271 15 330 17 178 12,1 19,9 67,4
Mecklenburg-
Vorpommern 20 107 19 607 21 822 20 788 -4,7 3,4 81,6

Niedersachsen 30 713 32 012 33 497 36 518 9,0 18,9 143,3
Nordrhein-
Westfalen 38 720 44 531 48 085 53 067 10,4 37,1 208,2

Rheinland-Pfalz 12 786 13 266 13 504 13 814 2,3 8,0 54,2
Saarland 9 972 9 401 9 676 9 706 0,3 -2,7 38,1
Sachsen 10 871 11 911 11 742 14 140 20,4 30,1 55,5
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Bundesland
Kaufwert1) je Hektar FdlN2) (Euro) Änderung (Prozent) Deutschland

= 100

2015 2016 2017 2018 2018 zu 
2017

2018 zu 
2015 2018

Sachsen-Anhalt 15 283 15 680 17 903 18 217 1,8 19,2 71,5
Schleswig-
Holstein 26 494 27 101 26 875 28 763 7,0 8,6 112,9

Thüringen 10 450 9 684 10 552 10 693 1,3 2,3 42,0
Früheres Bundes-
gebiet 30 073 32 503 35 394 37 846 6,9 25,8 148,5

Neue Länder 14 197 13 811 15 626 15 720 0,6 10,7 61,7
Deutschland 19 614 22 310 24 064 25 485 5,9 29,9 100,0

1) Verkäufe zum Verkehrswert ohne Gebäude und ohne Inventar. – 2) Fläche der landwirtschaftli-
chen Nutzung.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Übersicht 2: Pachtpreise landwirtschaftlicher Grundstücke nach Bundesländern

Bundesland

Pachtentgelte je Hektar LF (Euro) 
2016

Änderung der Entgelte für 
Pachten insgesamt

2016 gegenüber 2013Neupachten1) Pachten2)

insgesamt Ackerland insgesamt in Prozent in Euro je
Hektar LF

Baden-Württemberg 342 378 237 9,7 21
Bayern 456 524 338 16,6 48
Brandenburg 185 194 145 19,8 24
Hessen 248 303 176 15,0 23
Mecklenburg-Vorpommern 278 302 245 21,3 43
Niedersachsen 594 674 460 22,3 84
Nordrhein-Westfalen 601 692 452 17,4 67
Rheinland-Pfalz 314 316 233 8,9 19
Saarland 85 104 92 3,4 3
Sachsen 185 213 173 18,5 27
Sachsen-Anhalt 345 376 278 20,3 47
Schleswig-Holstein 509 591 428 17,9 65
Thüringen 218 239 166 15,3 22
Früheres Bundesgebiet 493 568 346 17,7 52
Neue Länder 242 266 203 19,5 33
Deutschland3) 385 430 288 18,5 45

Anmerkung: Ergebnisse der Agrarstrukturerhebungen 2013 und 2016. Ohne Pachtungen von El-
tern, Ehegatten und sonstigen Verwandten und Verschwägerten des Betriebsinhabers.
1) In den jeweils letzten 2 Jahren erstmalig gepachtete Flächen oder Flächen, für die sich der Pacht-
preis in dieser Zeit änderte. – 2) Jahrespachtentgelt für LF insgesamt. – 3) Einschließl. Stadtstaaten.
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

2. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus dieser Ent-
wicklung der Preise für landwirtschaftliche Flächen?

Grundsätzlich werden die Preise für landwirtschaftliche Flächen von Angebot 
und Nachfrage bestimmt. Der auch in den vergangenen Jahren fortgesetzte 
Preisanstieg kann nur zum Teil auf die Rentabilitätsentwicklung in der Land-
wirtschaft oder die Verringerung von Agrarflächen infolge von Umwidmungen 
zurückgeführt werden. Die Preise von Agrarimmobilien werden auch von der 
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Situation auf den Finanzmärkten beeinflusst. Die niedrigen Kapitalmarktzinsen 
führen zu einer erheblichen Nachfrage von Anlegern nach Agrarimmobilien. 
Aktive Landwirte, Existenzgründer und andere landwirtschaftliche Akteure 
sind dadurch häufig nicht mehr in der Lage, Investitionen in Flächenkäufe aus 
den langfristigen Erträgen zu finanzieren. Zudem ist die jährliche Entwicklung 
der Kaufpreise ein wichtiges Signal für den Pachtmarkt. Der Einfluss der Fi-
nanzmärkte auf den landwirtschaftlichen Bodenmarkt ist u. a. deshalb so stark, 
weil die existierende Preismissbrauchsregelung im Grundstückverkehrsgesetz 
kaum noch wirkt. Die Bundesregierung hält es daher für erforderlich, dass die 
sowohl für die Regulierung als auch für den Vollzug zuständigen Länder das 
landwirtschaftliche Grundstücksrecht novellieren.

3. Wie hat die Bundesregierung bislang die Bundesländer bei der Novellie-
rung bodenrechtlicher Vorgaben mit dem Ziel einer ausgewogenen Agrar-
struktur und der Abwehr außerlandwirtschaftlicher Investitionen unter-
stützt, und welche weiteren Maßnahmen sind diesbezüglich geplant 
(https://www.bundesregierung.de/resource/blob/656734/847984/5b8bc235
90d4cb2892b31c987ad672b7/2018-03-14-koalitionsvertrag-data.pdf?dow
nload=1, S. 87)?

Die Bundesregierung hat im Jahr 2015 eine Expertengruppe der Länder koordi-
niert, die 28 Vorschläge zur Novellierung des landwirtschaftlichen Bodenrechts 
vorgelegt hat. Seit dem Jahr 2011 werden fortlaufend Analysen und Studien zu 
der Entwicklung auf dem Markt für Agrarimmobilien vergeben. Diese tragen 
gleichzeitig zum besseren Verständnis der agrarstrukturellen Zusammenhänge 
und zur Verbesserung der Transparenz bei. Dies ist auch Grundlage für eine 
wissensbasierte Weiterentwicklung des Rechtsrahmens. Die Ergebnisse werden 
den Ländern regelmäßig zur Verfügung gestellt und auf der Internetseite des 
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) veröffentlicht 
(www.bmel.de/DE/themen/landwirtschaft/flaechennutzung-und-bodenmarkt/st
udien.html ).
Seit dem Jahr 2018 koordiniert das BMEL auf Bitte der Agrarministerkonfe-
renz der Länder die „Bund-Länder-Initiative Landwirtschaftlicher Boden-
markt“, in deren Rahmen die Arbeit zwischen den Ländern und dem Bund ko-
ordiniert wird. Die Regulierungslücken im Bodenrecht können aber nur von 
den Ländern geschlossen werden. Diese haben seit der Föderalismusreform im 
Jahr 2006 die alleinige Zuständigkeit in diesem Bereich.

4. Wie viele Betriebe (absolut und prozentual) wären in den Jahren 2018 und 
2019 nach Kenntnis der Bundesregierung von einer Kappung der flächen-
gebundenen Zahlungen betroffen gewesen (bitte nach Bundesland, Anzahl 
der Betriebe und nach dem Kürzungsvolumen bei einer Kappung ab 
60.000 Euro und ab 100.000 Euro angeben)?

Das EU-Recht sieht vor, dass die Mitgliedstaaten bei der Basisprämie – nicht 
jedoch bei den übrigen Direktzahlungen wie Greeningprämie, Junglandwirte-
prämie und Umverteilungsprämie – die Teilbeträge der einem Betriebsinhaber 
ansonsten zustehenden Zahlungen oberhalb von 150.000 Euro um mindestens 
fünf Prozent kürzen, sofern sie nicht eine Umverteilungsprämie in Höhe von 
mehr als fünf Prozent der nationalen Obergrenze gewähren. Sie können auch 
höhere Kürzungssätze bis zu 100 Prozent (Kappung) festlegen, gestaffelte 
Kürzungssätze in Abhängigkeit vom Prämienvolumen festlegen sowie die im 
Zusammenhang mit einer landwirtschaftlichen Tätigkeit gezahlten Löhne be-
rücksichtigen. Im Rahmen ihrer Vorschläge zur Reform der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik nach 2020 hat die Europäische Kommission eine Kürzung aller Di-
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rektzahlungen über 60.000 Euro und eine Kappung ab 100.000 Euro vorge-
schlagen. Diskutiert werden aber auch Überlegungen, Kürzungen wie bisher 
nur auf die Basisprämie zu beschränken.
In den folgenden Übersichten 3 und 4 werden die Kürzungsbeträge für die Vari-
ante 100 Prozent Kürzung der Basisprämie oberhalb von 100.000 Euro ausge-
wiesen. Für die Variante 100 Prozent Kürzung der Basisprämie oberhalb von 
60.000 Euro liegen der Bundesregierung keine Daten vor. Hilfsweise werden 
dafür die Kürzungsbeträge für die Variante 100 Prozent Kürzung der Basisprä-
mie oberhalb von 50.000 Euro ausgewiesen.
Für beide Berechnungsvarianten stehen der Bundesregierung derzeit nur die 
entsprechenden Daten für das Antragsjahr 2018 zur Verfügung.
Übersicht 3:

2018

Region
Betroffene Betriebs-

inhaber (mehr als 
50.000 Euro
Basisprämie)

Anteil an den 
Betrieben 
insgesamt
in Prozent

Kürzungsvolumen in Euro bei 
einer Kappung oberhalb von 

50.000 Euro Basisprämie

Baden Württemberg 106 0,28 3.360.538
Bayern 281 0,30 6.686.065
Brandenburg/Berlin 1.204 22,61 117.615.352
Hessen 142 0,77 2.430.231
Mecklenburg-Vorpommern 1.369 30,39 123.369.131
Niedersachen/Bremen 927 2,14 25.897.593
Nordrhein-Westfalen 183 0,48 5.712.997
Rheinland-Pfalz 138 0,95 2.441.166
Saarland 22 1,77 199.320
Sachsen 702 11,24 79.657.475
Sachsen-Anhalt 1.188 29,06 106.755.252
Schleswig-Holstein/Hamburg 482 3,49 15.492.833
Thüringen 625 16,03 79.183.011
Deutschland insgesamt 7.369 2,59 568.800.963

Übersicht 4:

2018

Region
Betroffene Betriebs-

inhaber (mehr als 
100.000 Euro
Basisprämie)

Anteil an den 
Betrieben
insgesamt
in Prozent

Kürzungsvolumen in Euro bei 
einer Kappung oberhalb von 

100.000 Euro Basisprämie

Baden Württemberg 11 0,03 1.581.162
Bayern 32 0,03 1.787.526
Brandenburg/Berlin 679 12,75 72.845.552
Hessen 9 0,05 239.102
Mecklenburg-Vorpommern 773 17,16 71.784.944
Niedersachen/Bremen 133 0,31 6.780.715
Nordrhein-Westfalen 31 0,08 1.691.689
Rheinland-Pfalz 5 0,03 228.963
Saarland 0 0,00 0
Sachsen 439 7,03 52.496.407
Sachsen-Anhalt 605 14,80 64.020.448
Schleswig-Holstein/Hamburg 101 0,73 4.300.990
Thüringen 402 10,31 54.600.256
Deutschland insgesamt 3220 1,13 332.357.754
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5. Welcher Gesamtwert an Zahlungsansprüchen nach der ersten Säule der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) entfiel nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in den Jahren 2018 und 2019 auf 5, 10, 20, 25, 30, 40, 50, 60, 70, 75, 
80, 90 und 100 Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe (absteigend mit 
dem größten Wert beginnend), und wie viele Betriebe waren jeweils be-
troffen (bitte getrennt nach Basisprämie, Umverteilungsprämie, Greening-
Prämie und Junglandwirte-Prämie auflisten)?

Auf der Grundlage von Auswertungen der Zentralen Datenbank (ZID) des In-
tegrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (InVeKoS) ergibt sich folgende 
Verteilung für die Jahre 2018 und 2019:
Übersicht 5:

2018

Prozent der Betriebe Anzahl Betriebe
(kumuliert)

Gesamtwert der Zahlungs-
ansprüche in Euro

(kumuliert)
5 15.687 1.279.855.903

10 31.375 1.662.298.478
20 62.750 2.142.897.046
25 78.437 2.310.342.995
30 94.125 2.446.422.190
40 125.500 2.647.005.895
50 156.875 2.775.349.502
60 188.250 2.861.719.946
70 219.625 2.916.729.625
75 235.313 2.936.034.220
80 251.000 2.951.084.034
90 282.375 2.971.293.233
100 313.751 2.980.736.317

Übersicht 6:

2019

Prozent der Betriebe Anzahl Betriebe
(kumuliert)

Gesamtwert der Zahlungs-
ansprüche in Euro

(kumuliert)
5 15.570 1.276.596.248

10 31.141 1.659.220.556
20 62.283 2.137.506.344
25 77.854 2.303.219.891
30 93.424 2.437.614.170
40 124.566 2.635.065.246
50 155.708 2.761.013.161
60 186.849 2.845.437.604
70 217.991 2.899.114.560
75 233.562 2.918.024.184
80 249.132 2.932.779.223
90 280.274 2.952.688.764
100 311.416 2.962.054.947

Der Wert eines Zahlungsanspruches ergab sich bis zum Jahr 2018 aus dem ge-
mäß § 12 Absatz 1 des Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes festgelegten 
regionalen Wert für die Basisprämie und seit dem Jahr 2019 aus dem entspre-
chend festgelegten national einheitlichen Wert für die Basisprämie. Angaben 
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für die Umverteilungsprämie, die Greening-Prämie und die Junglandwirteprä-
mie sind auf der Grundlage von Zahlungsansprüchen daher nicht möglich.

6. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2018 und 
2019 die Zahl der Begünstigten, die Agrarzahlungen aus allen Program-
men der ersten und zweiten Säule der GAP von mehr als 1 Mio. Euro er-
halten haben (bitte die 100 Begünstigten mit den höchsten Zahlungen und 
jeweils die Maßnahmen und die Summe in Euro angeben)?

In der Anlage sind die 100 Begünstigten mit den höchsten Zahlungen angege-
ben. Es sind sowohl die jeweiligen Maßnahmen als auch die Summen in Euro 
angegeben. Aufgrund der besseren Lesefähigkeit sind einige Begünstigte dop-
pelt am Ende und Anfang der Seiten angegeben. Daten zu den hinter den jewei-
ligen Begünstigten stehenden juristischen Personen liegen nicht vor, da diese 
Daten nicht erhoben werden. Bitte beachten Sie, dass es sich um eine stichtags-
bezogene Auswertung (Stand: 2. Juli 2020) handelt. Aufgrund von eventuellen 
Aktualisierungen in den EU-Zahlstellen können sich geringfügige Abweichun-
gen ergeben.

7. Was ist nach Kenntnis der Bundesregierung aus der Bitte des Ausschusses 
für Ernährung und Landwirtschaft des Deutschen Bundestages geworden, 
dass geprüft werde, wie eine Zusammenführung der bereits vorhandenen 
Daten zur EU-Agrarförderung (Direktzahlungen) von Tochtergesellschaf-
ten eines Konzerns umgesetzt werden kann, um die Transparenz zu ver-
bessern (Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Frakti-
on der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/7363)?

Im Rahmen des Prüfauftrages des Ausschusses für Ernährung und Landwirt-
schaft des Deutschen Bundestages wurden verschiedene Möglichkeiten zur 
Umsetzung geprüft.
Das geltende EU-Recht sieht derzeit die Erhebung bzw. Veröffentlichung von 
Informationen zu Agrarzahlungen in den Mitgliedstaaten vor, um die behördli-
chen Kontrollen der Mittelverwendung um eine öffentliche Kontrolle zu ergän-
zen. Das EU-Recht enthält derzeit keine Regelungen zur Erhebung und zum 
Umgang mit den Daten von Unternehmensgruppen. Dies gilt sowohl für den 
Bereich der EU-Agrarfördermaßnahmen (Zentrale InVeKoS-Datenbank (ZID)) 
als auch für die Veröffentlichung der Begünstigten von EU-Agrarzahlungen 
(Veröffentlichungsplattform).
Die Erhebung und Verwendung weiterer, über das geltende EU-Recht hinaus-
gehender Informationen über Unternehmensgruppen in den EU-Agrarförderan-
trägen im Rahmen des Integrierten Verwaltungs-und Kontrollsystems (InVe-
KoS) wäre grundsätzlich nur möglich, wenn sie zur Verwaltung und Kontrolle 
der EU-Agrarfördermaßnahmen erforderlich wären. Dies ist bezüglich der Un-
ternehmensgruppen förderrechtlich nicht der Fall, so dass die rechtlichen Vo-
raussetzungen für die Erhebung und Verwendung von Daten zu Unternehmens-
gruppen nicht vorliegen.
Die Möglichkeit der Veröffentlichung weiterer, über das EU-Recht hinausgeh-
ender Informationen auf der Veröffentlichungsplattform wäre EU-rechtlich 
zwar grundsätzlich nicht ausgeschlossen. Aus Gründen der 1:1-Umsetzung der 
unionsrechtlichen Veröffentlichungsvorschriften haben Bund und Länder von 
dieser Möglichkeit im nationalen Gesetzgebungsverfahren einvernehmlich je-
doch keinen Gebrauch gemacht.
Eine Transparenz bezüglich Unternehmensgruppen im Bereich der EU-Agrar-
zahlungen wäre somit nur im Rahmen einer Änderung des entsprechenden EU-
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Rechts und durch Schaffung einer entsprechenden Rechtsgrundlage für die Er-
hebung und Verwendung der Daten bezüglich der zu veröffentlichenden Infor-
mationen auf der Veröffentlichungsplattform möglich.
Deutschland hat in den Verhandlungen zur Reform der Gemeinsamen Agrarpo-
litik vorgeschlagen, dass die Mitgliedstaaten verbundene Unternehmen mit 
mehreren Tochterunternehmen als einen einzigen Betriebsinhaber ansehen kön-
nen. Sofern dieser Vorschlag in die Strategieplanverordnung übernommen wür-
de, hätten die Mitgliedstaaten, die von dieser Option Gebrauch machen, die 
Möglichkeit, für die verbundenen Unternehmen die Zahlungen für den gesam-
ten Unternehmensverbund auszuweisen.
Dies setzt darüber hinaus die Bereitschaft der für die Durchführung der EU-
Maßnahmen zuständigen Länder voraus, den damit verbundenen zusätzlichen 
Verwaltungs- und Kontrollaufwand zu bewältigen.
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